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Freiflichen Photovoltaikanlagen in Hessen
und

Antwort
Minister fiir Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen

Vorbemerkung Fragesteller:

Um entsprechend unseres Landes- und auch des Bundesziels bis 2045 klimaneutral zu sein, muss der Ausbau
der erneuerbaren Energien weiter massiv vorangetrieben werden. Photovoltaik (PV) weist hier gemeinsam mit
der Windkraft ein grofies Potenzial auf und neben der Windkraft muss auch der PV-Anteil deutlich erhéht und
der Ausbau muss beschleunigt werden. Durch bundesgesetzliche Anderungen sind PV-Freiflichenanlagen seit
Anfang 2023 nun entlang von Autobahnen und Schienenwegen des iibergeordneten Netzes als privilegiertes
Vorhaben nach 35 BauGB eingestuft.

Die Vorbemerkung der Fragesteller vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage im Einver-
nehmen mit der Ministerin fiir Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz wie
folgt:

Frage 1.  Fiir welche Schienenstrecken und Autobahnen in Hessen gilt die Privilegierung von Photovoltaik-
anlagen und wie viel Hektar Fliche umfasst dies ungeféhr?

Nach § 35 Abs. 1 Nr. 8b Baugesetzbuch (BauGB) sind Photovoltaikanlagen auf einer Fliche
langs von Autobahnen oder Schienenwegen des iibergeordneten Netzes im Sinne des § 2b des
Allgemeinen Eisenbahngesetzes mit mindestens zwei Hauptgleisen und in einer Entfernung zu
diesen von bis zu 200 Metern, gemessen vom duferen Rand der Fahrbahn, privilegiert zuldssig.

Nach einer iiberschlaglichen Berechnung auf Basis des Digitalen Landschaftsmodells von ATKIS
(Amtliches Topographisch-Kartographisches Informationssystem), unter Beriicksichtigung der
landwirtschaftlichen Fldchen mit einer Bodenzahl kleiner als 60, der Naturschutzgebiete, Vogel-
schutzgebiete und FFH-Gebiete ergibt sich eine Flache von ca. 19.300 ha.

Nicht berticksichtigt ist die Topographie. Falls Flichen z.B. am Nordhang liegen, diirfte die
Sonneneinstrahlung nicht optimal sein. Von den 19.300 ha sind daher noch entsprechende
Reduzierungen zu erwarten.

Dariiber hinaus kdnnen Photovoltaikanlagen, die nicht bereits von § 35 Abs.1 Nr. 8 BauGB um-
fasst sind, als ,,mitgezogene Nutzung®“ von privilegierten Betrieben, also etwa landwirtschaft-
lichen Betrieben (§ 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB), an deren Privilegierung teilhaben. Das setzt aller-
dings voraus, dass sie nur eine rdumlich und funktional untergeordnete Bedeutung haben.
Darunter fallen etwa kleinere Freiflichenphotovoltaikanlagen oder Photovoltaikanlagen in, an und
auf baulichen Anlagen, die keine Gebdude sind. Hierzu liegen der Landesregierung keine Infor-
mationen iiber die potentiell in Betracht kommenden Flachen vor.

Frage 2. Welche naturschutzrechtlichen Vorgaben gelten fiir die PV-Bebauung dieser privilegierten
Flichen?

Fiir die Bebauung von (nach § 35 Abs. 1 des Baugesetzbuches) privilegierten Flichen gelten keine
gesonderten naturschutzrechtlichen Vorgaben. Es gelten die Vorgaben des § 35 Abs. 1 BauGB.
Danach sind Vorhaben zuldssig, wenn sie offentlichen Belangen nicht entgegenstehen. In diesem
Rahmen sind die naturschutzrechtlichen Vorgaben abzuarbeiten.

Eingegangen am 21. Juni 2023 - Ausgegeben am 23. Juni 2023
Herstellung: Kanzlei des Hessischen Landtags - Postfach 3240 - 65022 Wiesbaden - www.Hessischer-Landtag.de

Drucksache 20/ 10663

21. 06. 2023



2 Hessischer Landtag - 20. Wahlperiode - Drucksache 20/10663

Frage 3. Darf auch in Regionalplan-Kategorien wie Landschaftsschutzgebieten und auf Vorrangflichen
Landwirtschaft auf privilegierten Flichen gebaut werden?

Landschaftsschutzgebiete (LSG) sind von den zustindigen Naturschutzbehorden der Lander
rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen ein besonderer Schutz von Natur und Landschaft
erforderlich ist (§ 26 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)). Die konkrete und rechtsverbindliche
Ausgestaltung der LSG erfolgt mittels entsprechender Schutzgebietsverordnung. Diese enthilt den
Schutzgegenstand, den Schutzzweck, die jeweiligen Ge- und Verbote sowie die erforderlichen
weiteren Ermédchtigungen geméaf § 22 BNatSchG. Eine pauschale Antwort ist entsprechend nicht
moglich.

Die Frage, ob fiir raumbedeutsame Freiflachen-Photovoltaik-Anlagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 b)
BauGB auf Vorranggebieten/Vorbehaltsgebieten fiir Funktionen oder andere Nutzungen ein Ver-
stoB gegen die Ziele der Raumordnung generell zu verneinen ist, wird aktuell gepriift.

Frage 4. Inwiefern sind Anlagen auf den in Frage 3 genannten Flichen weiterhin genehmigungspflichtig und
welche Stellen sind fiir die Genehmigungsprozesse zustindig?

Frage 6.  Sind auch bei privilegierten Verfahren die Triager offentlicher Belange einzubeziehen?

Die Fragen 4 und 6 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.
Die bauordnungsrechtliche Genehmigungspflicht ist grundsitzlich losgeldst von der bauplanungs-
rechtlichen Privilegierung zu sehen.

Photovoltaikanlagen sind bauliche Anlagen im Sinne der Hessischen Bauordnung (HBO), die nach
§ 62 HBO grundsitzlich genehmigungsbediirftig sind, sofern nichts anderes geregelt ist. Etwas
anderes geregelt ist fiir Photovoltaikanlagen in, an und auf Dach- und AuBenwandflichen von
Gebduden, ausgenommen bei Hochhdusern, in Nr. I 3.9.1 der Anlage zu § 63 HBO. Solche
Photovoltaikanlagen sind stets genehmigungsfrei.

Gleiches gilt fiir gebdudeunabhingige Solaranlagen mit einer Hohe bis zu 3 m (Nr. I 3.9.2 der
Anlage zu § 63 HBO). Diese sind jedoch der Gemeinde schriftlich zur Kenntnis zu geben, die
verlangen kann, dass ein Baugenehmigungsverfahren durchgefiihrt werden soll. Allerdings ent-
féllt nach Nr. V Nr. 1 der Anlage zu § 63 HBO die Kenntnisgabe an die Gemeinde (und damit
auch die Moglichkeit, ein Baugenehmigungsverfahren zu verlangen), wenn eine Ausnahmege-
nehmigung von einer Verdnderungssperre erforderlich ist oder das Vorhaben dem naturschutz-
rechtlichen Eingriffsgenehmigungsverfahren unterliegt. Letzteres ist wiederum im AufBlenbereich
der Fall, nicht aber dann, wenn ein Bebauungsplan vorliegt.

Auch soweit Nr. I 3.9. der Anlage zu § 63 HBO nicht einschlagig ist, also bspw. bei gebdude-
unabhingigen Solaranlagen mit einer Hohe von mehr als 3 m, findet nur dann ein (vereinfachtes)
Baugenehmigungsverfahren nach § 65 HBO statt, wenn kein Bebauungsplan vorliegt oder aber
zwar ein Bebauungsplan vorliegt, aber die Tatbestandsvoraussetzungen des § 64 HBO nicht vor-
liegen, insbesondere, wenn Ausnahmen oder Befreiungen nach § 31 BauGB notwendig sind
(§ 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 HBO).

Wenn in den wenigen verbleibenden Féllen ein Baugenehmigungsverfahren durchgefiihrt wird,
ist die untere Bauaufsichtsbehorde zustindig. Diese beteiligt nach § 70 Abs. 1 HBO neben der
Gemeinde diejenigen Stellen, deren Beteiligung oder Anhorung fiir die Entscheidung liber den
Bauantrag durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist (das ist insbesondere bei Vorhaben im
AuBenbereich bzgl. der Naturschutzbehérden der Fall, nicht aber, wenn ein Bebauungsplan vor-
liegt) oder ohne deren Stellungnahme die Genehmigungsfiahigkeit des Bauantrags nicht beurteilt
werden kann.

Frage 7. Ko6nnen Kommunen dennoch bindende Bebauungspline fiir Flichen, die privilegiert/nicht-privile-
giert/teil-privilegiert sind, erstellen?

Frage 8. Konnen im Rahmen der Baugenehmigung dennoch Festlegungen fiir solche Fléchen, etwa hinsicht-
lich naturschutzrechtlicher Vorgaben gemacht werden?

Frage 9. Welche Einflussmoglichkeiten ergeben sich fiir Kommune auf die Bebauung in den privilegierten
Flichen?

Die Fragen 7 bis 9 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.
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Es ist grundsitzlich moglich, eine kommunale Bauleitplanung auch fiir die Flichen zu betreiben,
auf denen eine privilegierte Errichtung (insbesondere) von Freiflichen-Photovoltaikanlagen
moglich ist. Es ist Bestandteil der grundgesetzlich garantierten kommunalen Planungshoheit der
Gemeinde, dass sie selbst dariiber entscheidet, ob und mit welchen Inhalt sie Bauleitplanung
betreibt. Allerdings sind die gesetzlichen Vorgaben zu beachten, insbesondere darf eine Gemeinde
keinen Bebauungsplan aufstellen, der den Zielen der Regionalplanung widerspricht.

Im Rahmen der Bauleitplanung konnte die Gemeinde klare Vorgaben festsetzen. Moglich wéren
z.B. konkrete Regelungen zur Héhe der Photovoltaikanlagen und/oder z.B. zur Einzdunung (zur
Passierbarkeit von Kleintieren) der Gesamtanlage. Auch wire eine zeitliche Befristung bzw. eine
Nachnutzung der Flichen im Rahmen einer Bauleitplanung regelbar. Privilegierungen nach
§ 35 BauGB fiihren jedoch nicht automatisch dazu, dass auf diesen Flichen keine anderweitige
Nutzung insbesondere durch eine Bauleitplanung zugelassen werden kann. Dariiber hinaus kann
eine Gemeinde auch Bauleitpline fiir z.B. Freiflachen-Photovoltaikanlagen auf Flichen aufstellen,
die nicht explizit unter die ,,neue® Flachenprivilegierung fiir solche Anlagen fallen.

Naturschutzrechtliche Nebenbestimmungen in einer Baugenehmigung sind mdglich. Stellt die
Gemeinde keine Bauleitplanung auf und mdchte ein Vorhabentriager auf einer privilegierten Flache
(im Randstreifen von bis zu 200 m zu Autobahnen oder Schienenwegen des iibergeordneten Netzes)
eine Freiflichen-Photovoltaikanlage errichten, hat die Gemeinde bauplanungsrechtlich nur ge-
ringe Moglichkeiten der Einflussnahme. Das Einvernehmen nach § 36 BauGB wird nur eingeholt,
wenn ein Baugenehmigungsverfahren durchgefiihrt wird und kein Bebauungsplan vorliegt. Zwar
kann die Gemeinde bei Freiflichen-Photovoltaikanlagen stets verlangen, dass ein Baugenehmi-
gungsverfahren durchgefiihrt wird (siehe die Ausfiihrungen in Nr. 5), aber das Einvernehmen
darf nur aus stidtebaurechtlichen Griinden verweigert werden. Insbesondere wenn die Gemeinde
fiir die betreffende Flache andere Entwicklungsabsichten hat, wire es aber mdglich, wahrend der
zweimonatigen Entscheidungsfrist fiir das Einvernehmen die Aufstellung eines Bebauungsplans
sowie eine Verdnderungssperre zu beschlieBen und damit die Errichtung der Photovoltaikanlagen
zu verhindern.

Frage 10. Zihlen die in den privilegierten Flachen realisierten Photovoltaikanlagen auch in die benachteiligten
landwirtschaftlichen Gebiete nach der Freiflaichensolarverordnung, von denen nur bis zu 100 MW
pro Jahr ausgewiesen werden?

Gebote auf Fliachen, die in den benachteiligten Gebieten liegen und die gleichzeitig eine andere
Voraussetzung nach § 37 Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2023) erfiillen (z.B. 500 Meter-
Streifen neben Autobahnen), werden nicht den Geboten in den benachteiligten Gebieten zugerech-
net. Dies ergibt sich aus dem Wortlaut in § 37 Abs. 2 h) und i) EEG 2023.

Insofern belasten die in den privilegierten Flichen errichteten Anlagen nicht das ,,Konto“ der pro
Jahr in Hessen in den benachteiligten Gebieten zuldssigen Anlagen von derzeit 35 MW.

Wiesbaden, 14. Juni 2023
Tarek Al-Wazir



	Kleine Anfrage
	Kaya Kinkel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), Vanessa Gronemann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN),  Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), Hans-Jürgen Müller (Witzenhausen) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) vom 01.03.2023
	Freiflächen Photovoltaikanlagen in Hessen
	und

	Antwort
	Minister für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen
	Vorbemerkung Fragesteller:


	HESSISCHER LANDTAG

